
Grundrechte verteidigen, Demokratieabbau stoppen, Poli-
zei- und Behördenwillkür unterbinden! 

Aufruf Stuttgarter Gewerkschafter/Innen 
 

In Stuttgart kam es bei der DGB- Demonstration am 1. Mai 2014 zu „Vorkontrollen“ durch die Polizei, 
bei denen Leute über längere Zeiträume festgehalten und an der Wahrnehmung ihres Demonstrati-
onsrechts gehindert wurden.  
Erst nach mehreren Protesten seitens des DGB (als Veranstalter) wurde diese Willkür beendet. 
 

Dass dies kein „Ausrutscher“ war, zeigte sich bei der gewerkschaftsnahen Blockupy- Demonstration 
am 17. Mai 2014, zu der neben vielen anderen auch der ver.di Bezirk Stuttgart aufgerufen hatte.  
 

Dort wurden gleich mehrere Gruppen ankommender Demonstrant/Innen eingekesselt und wiede-
rum lange festgehalten. Die Exekutive ein Staat im Staat jenseits und über dem Grundgesetz?? 
Auch diese Schikane fand erst nach massiven Protesten der Demonstrationsleitung ein Ende. Nicht 
aber das abschreckend martialische Aufgebot hunderter schwer gerüsteter Polizisten, mit der die 
Demonstration in den Augen der Bevölkerung kriminalisiert und Passanten vom Mitdemonstrieren 
abgehalten wurden. 
 

Diese Praktiken sind vielen Linken nicht neu. Neu ist, dass nun auch zunehmend Gewerkschaftsver-
anstaltungen ins Visier genommen werden.  
 

War es schon bisher nicht richtig, als Gewerkschaften so zu tun, als ginge uns das nichts an („wir sind 
ja nicht betroffen“), so ist es doch nun allerhöchste Zeit, diesem Treiben mit Macht ein Ende zu set-
zen.  
 

In Zeiten, wo soziale Spannungen anwachsen, wo der Widerstand dagegen wächst, richtet sich die 
Repression zunehmend gegen alle, die tatsächlich etwas verhindern oder positiv verändern wollen, 
also mehr und mehr gegen die Gewerkschaftsbewegung und alle gesellschaftlichen Kräfte, die sie 
unterstützen. 
 

Wir unterzeichnenden Gewerkschafter/Innen stellen fest, dass die Praktiken von Polizei und Behör-
den auch unter der Landesregierung aus Grünen und SPD nicht verändert wurden. Wir fordern In-
nenminister Gall (SPD) auf, das Grundrecht auf Demonstrations- und Versammlungsfreiheit zu garan-
tieren und die Aufgaben der Polizei auf die Regelung des Verkehrs zu beschränken.  
 

Wir unterzeichnenden Gewerkschafter/Innen fordern die Gliederungen, Gremien und Vorstände 
unserer Organisationen auf, den staatlichen Organen gegenüber unmissverständlich klar zu machen, 
dass deren rechts- und verfassungswidriges Verhalten nicht länger toleriert wird. 
 
 

Erstunterzeichner/Innen: 
 

Gert Aldinger, IGM, Weinstadt; Siegfried Deuschle, IGM, VKL,  Delegierter; Jochen Dürr, Schwäbisch 
Hall, Vorsitzender Fachbereichsvorstand 3 im Ver.di Bezirk Heilbronn - Neckar – Franken; Roswitha 
Ehinger, ver.di; Ina Gold, IGBCE, ehemalige Betriebsrätin; Andreas Grüninger, IGM, Betriebsratsvor-
sitzender MWK Renningen GmbH; Wolfgang Hänisch IGM Ludwigsburg; Christa Hourani, IGM, VK-
Leiterin, Betriebsrätin Daimler Zentrale; Reiner Hofmann, IGM, ehemaliger Betriebsrat; Heinz Humm-
ler, IGM, ehemaliger Betriebsratsvorsitzender Trafo Union / Siemens;  Heidi Hummler, HBV / ver.di, 
ehemalige Vorsitzende des DGB-Kreisfrauenausschusses Stuttgart; Manfred Jansen, IGM, ehemaliger 
Betriebsratsvorsitzender KBA-MetalPrint; Günther Klein, ver.di, Personalrat; Gertrud Moll, IGM, Be-
triebsrätin und Delegierte; Monika Münch, ver.di ehemalige Personalrätin; Peter Schimke, IGM, Be-
triebsrat; Alexander Six; Markus Spreitzer; Thomas Trüten, IGM, Vertrauensmann und Delegierter 
 

Kontakt: GewerkschafterInnen-Resolution@gmx.de 


